GmbH & Co. KG-Vertrag

a) Urkundenmantel

I. Sachstand

Im Handelsregister des Amtsgerichtes … HRA … ist Herr Dr. W als Inhaber des dort unter der Firma

Dr. W Clean e. K.

vorgetragenen Einzelunternehmens eingetragen.

Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und Herstellung sowie der Vertrieb von chemischen Produkten zur Wasseraufbereitung, Großraum- und Schwimmbadreinigung sowie zur Sanitär- und Küchenhygiene.

II. Einbringung des Einzelunternehmens

Herr Dr. W bringt hiermit das vorbezeichnete Einzelunternehmen mit allen Aktiva und Passiva in die mit dieser Urkunde errichtete Clean GmbH & Co. KG mit dem Sitz in Adorf ein, für die der in der Anlage beigefügte Gesellschaftsvertrag gilt. Der Einbringung liegt die zum 31. 12. 00 von Herrn Steuerberater S zu erstellende Bilanz zugrunde.

Mit eingebracht wird das Grundstück der

Gemarkung Adorf

Flst.Nr. 1 zu 0,1000 ha,

vorgetragen im Grundbuch des Amtsgerichtes … für Adorf Blatt …

mit der darauf errichteten Produktionshalle.

III. Auflassung und Eigentumsübertragung

Die Vertragsteile sind über den vereinbarten Einigungsübergang einig und bewilligen und beantragen die Clean GmbH & Co. KG als Alleineigentümerin im Grundbuch einzutragen.

Die Vertragsteile sind auch über den Eigentumsübergang aller zum Betriebsvermögen zählenden beweglichen Gegenstände einig. Die Übergabe ist bereits erfolgt. Ferner tritt Herr Dr. W alle in der Schlussbilanz des Einzelunternehmens ausgewiesenen Forderungen an die Clean GmbH & Co. KG ab. Diese übernimmt zugleich mit schuldbefreiender Wirkung gegenüber Herrn Dr. W alle Verbindlichkeiten des Einzelunternehmens, wie diese in der Schlussbilanz ausgewiesen werden und verpflichtet sich, Herrn Dr. W von jeder Inanspruchnahme freizustellen. Die gem. §§ 415 ff. BGB erforderlichen Genehmigungen werden die Vertragsteile selbst einholen.

IV. Abtretung von GmbH-Geschäftsanteilen

Aufschiebend bedingt zum Zeitpunkt der Eintragung der GmbH im Handelsregister tritt hiermit Herr Dr. W seinen Geschäftsanteil an der zu Urkunde des amtierenden Notars vom heutigen Tage gegründeten Firma Clean Verwaltungs GmbH an die hiermit gegründete Firma Clean GmbH & Co. KG ab, die die aufschiebend bedingte Abtretung annimmt.

V. Besitz, Nutzungen und Lasten

Besitz, Nutzungen und Lasten gehen zum 1. 1. 01 über.

VI. Rückforderungsrecht

Herr Dr. W ist berechtigt, von der der Einräumung von KG-Anteilen zugrunde​liegenden Schenkung zurückzutreten und von seinen Söhnen Dr. Hubert W, Dr. Wolfgang W und Stefan W die unentgeltliche Rückübertragung der Gesellschaftsanteile zu verlangen, wenn

a)
eine wesentliche Verschlechterung in den Vermögensverhältnissen des jeweiligen Erwerbers eintritt oder die Zwangsvollstreckung in den Gesellschaftsanteil des Erwerbers betrieben wird, ohne dass der Erwerber die Vollstreckungsmaßnahmen innerhalb von sechs Monaten abwendet oder

b)
der Gesellschafter die Verpflichtung zur Güterstandsvereinbarung gem. § 21 auch nach einer Nachfristsetzung mit einer Frist von einem Vierteljahr nicht nachkommt oder

c)
ein Erwerber vor dem Übergeber verstirbt, ohne dass der Gesellschaftsanteil ausschließlich auf leibliche Abkömmlinge übergeht, oder

d)
ein Erwerber der Trunk-, Drogen- oder Spielsucht verfällt.

VII. Pflichtteilsanrechnung

Die Beteiligung der Söhne Hubert, Wolfgang und Stefan an der Gesellschaft erfolgt im Wege der vorweggenommenen Erbfolge unter Anrechnung auf die Pflichtteilsansprüche der Erwerber. Im Falle der Ausübung des Rücktritts gem. VI. entfällt die Pflichtteilsanrechnung.

Eine Ausgleichung gem. § 2050 BGB wird ausgeschlossen.

VIII. Schlussbestimmungen

Der betriebliche Schenkungsteuerfreibetrag gem. § 13 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ErbStG wird zu gleichen Teilen für die Zuwendung an die Söhne Dr. Wolfgang W und Stefan W in Anspruch genommen.

Die Begünstigten wurden darauf hingewiesen, dass der Freibetrag rückwirkend entfällt, wenn die Beteiligung innerhalb von sieben Jahren veräußert würde oder wenn die Entnahmen die Summe der Einlagen und der zugerechneten Gewinne 150 000 € in diesem Zeitraum übersteigen.

b) Gesellschaftsvertrag

Gesellschaftsvertrag der Firma

Clean GmbH & Co KG

Präambel

Herr Dr. W bringt einen Teil seines Familienvermögens mit der Erwartung in die Clean GmbH & Co. KG ein, dass die Mitgesellschafter unter Führung von Dr. Hubert W in Harmonie dieses im Schenkungswege übertragene Vermögen für ihre Familien erhalten und mehren.

§ 1 Firma, Sitz

1.
Die Firma der Gesellschaft lautet: Clean GmbH & Co. KG.

2.
Sitz der Gesellschaft ist Adorf.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und Herstellung sowie der Vertrieb von chemischen Produkten zur Wasseraufbereitung, Großraum- und Schwimmbadreinigung sowie zur Sanitär- und Küchenhygiene.

§ 3 Geschäftsjahr

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4 Dauer der Gesellschaft, Kündigung

1.
Das Gesellschaftsverhältnis wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann erstmals unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr zum 31. 12. 2030 gekündigt werden.

2.
Im Falle der Kündigung scheidet der kündigende Gesellschafter aus der Gesellschaft aus, die mit dem Recht zur Firmenfortführung von den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt wird.

§ 5 Gesellschafter
1.
Persönlich haftende Gesellschafterin ist die Firma Clean Verwaltungs GmbH i. G. mit dem Sitz in D. Sie ist am Vermögen und Gewinn der Kommanditgesellschaft nicht beteiligt und leistet keine Einlage.

2.
Kommanditisten sind

a)
Dr. Siegfried W

b)
Frau Eva W

c)
Dr. Hubert W

d)
Dr. Wolfgang W

e)
Stefan W

je mit einer Kommanditeinlage in Höhe von 10 000 €, die jeweils einer Beteiligung am Unternehmen von 20% entspricht.

§ 6 Konten der Gesellschafter

1.
Für die Kommanditisten wird ein Kapitalkonto I eingerichtet. Die Höhe der Kapitalkonten entspricht den zum Handelsregister angemeldeten Kommanditeinlagen. Die Kapitalkonten I werden nicht verzinst.


2.
Daneben wird für jeden Kommanditisten ein Kapitalkonto II eingerichtet, auf dem die über die Hafteinlagen hinausgehenden Einlagen gebucht werden und über die nur mit Zustimmung der Gesellschafterversammlung verfügt werden darf. Auch das Kapitalkonto II hat Eigenkapitalcharakter, ohne dass der Stand der Kapitalkonten II das Stimmrecht in der Gesellschafterversammlung verändert.


3.
Etwaige Verluste der Gesellschaft werden auf Kapitalverlustkonten, einem Unterkonto von Kapitalkonto II, verbucht. Gewinne dürfen erst wieder übernommen werden, wenn das Kapitalverlustkonto ausgeglichen ist.


4.
Ferner wird bei der Gesellschaft ein gesamthänderisch gebundenes Rücklagenkonto geführt. Das Rücklagenkonto wird aus abgezweigten Gewinnen gespeist und soll in erster Linie die Aufgaben erfüllen, die den offenen Rücklagen bei einer Kapitalgesellschaft zukommen.


5.
Darüber hinaus wird für jeden Gesellschafter ein Privatkonto eingerichtet, über das sich der Verrechnungsverkehr zwischen der Gesellschaft und den Gesellschaftern vollzieht. Guthaben auf dem Privatkonto werden mit 1% über dem Basiszinssatz, Schulden mit 3% über dem Basiszinssatz verzinst. Die Zinsen werden staffelmäßig berechnet; Grundlage ist der jeweilige Stand am 01. eines jeden Kalendermonats.


6.
Bei dem Ausscheiden aus der Gesellschaft sowie bei der Liquidation des Unter​nehmens errechnet sich der Gesellschaftsanteil eines jeden Gesellschafters aus der Summe der Kapitalkonten I und II.

§ 7 Kapitalerhöhung

Kapitalerhöhungen können grundsätzlich nur aufgrund von einstimmigen Gesellschafterbeschlüssen erfolgen.

Kapitalerhöhungen gemäß Abs. 1 sollen grundsätzlich nur aus Gesellschaftsmitteln zu Lasten des Rücklagenkontos gemäß § 6 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages vorgenommen werden.

§ 8 Geschäftsführung und Vertretung

1.
Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist die Komplementärin allein berechtigt und verpflichtet; für sie handeln die Geschäftsführer.

2.
Die Geschäftsführer der persönlich haftenden Gesellschafterin sind für Rechtsgeschäfte zwischen der persönlich haftenden Gesellschafterin und der Gesellschaft von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.

3.
Zur Vornahme von Geschäften und Rechtshandlungen, die über den üblichen Rahmen des Geschäftsbetriebes hinausgehen, ist die vorherige Einwilligung der Gesellschafter erforderlich. Dies gilt – aber nicht ausschließlich – für die nachstehenden Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte:

a)
Erwerb von und Verfügung über Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte sowie Abschluss von Leasingverträgen über unbewegliche Wirtschaftsgüter;

b)
Vornahme von Neubauten, Erweiterungen von Gebäuden, Erwerb von und Verfügung über Gegenstände des mobilen Anlagevermögens einschließlich des Abschlusses von Leasingverträgen, sofern dies nicht im jährlichen Investitionsplan genehmigt ist oder der Anschaffungsaufwand für einen bestimmten Anlagegegenstand oder eine Sachgesamtheit den Betrag von 1 000 000 € im Einzelfall überschreitet;

c)
Erwerb, Veräußerung, Belastung und Veränderung von Beteiligungen an anderen Unternehmen sowie Abschluss, Änderung und Beendigung von Unternehmensverträgen mit anderen Unternehmen;

d)
Änderungen der Geschäftsrichtung im Rahmen des Gesellschaftszweckes, Aufnahme neuer Geschäftszweige und die Änderung der Grundprinzipien der 
Firmenstrategie, die auf dem Direktvertrieb oder auf der festen Anstellung von Außendienstarbeitern zum Produktvertrieb an Großabnehmer mit Beratung zur Anwendung besteht;

e)
Erwerb von und Verfügung über Patente oder ähnliche Verfahrensrechte sowie Abschluss von Lizenzverträgen mit einem Jahreswert von über 100 000 €;

f)
Bestellung von Geschäftsführern, Prokuristen und Generalbevollmächtigten;

g)
Errichtung und Aufhebung von rechtlich selbständigen Zweigniederlassungen;

h)
Eingehen von Bürgschaften, soweit sie nicht im laufenden Geschäft der Gesellschaft üblich sind, Eingehung von Darlehensverbindlichkeiten über 1 Mio. € sowie die Errichtung von typischen oder atypisch stillen Gesellschaften;

i)
Stimmrechtsausübung bei Beteiligungsgesellschaften, falls der Beschlussgegenstand zu den genehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäften und Rechtshandlungen im Sinne dieser Bestimmung zählt oder die Gesellschafterversammlung zuständig wäre;

j)
Abschluss und Änderung von Miet- und Pachtverträgen mit Gesellschaftern oder deren Angehörigen oder Gesellschaften, die mehrheitlich von Gesellschaftern oder/und Angehörigen beherrscht werden;

k)
Anstellung oder Beratertätigkeit mit nahen Angehörigen im Sinne von § 15 AO

l)
Pensionszusagen oder ähnliche Verpflichtungen.

Über die vorstehenden Geschäfte und Rechtshandlungen entscheidet die Gesellschafter​versammlung mit einer Mehrheit von zwei Drittel der insgesamt vorhandenen Stimmen.

§ 9 Aufwendungsersatz, Geschäftsführungsvergütungen
1.
Die persönlich haftende Gesellschafterin hat Anspruch auf Ersatz aller ihr durch die Geschäftsführung erwachsenden Aufwendungen.

2.
Soweit Kommanditisten geschäftsführend tätig sind, steht ihnen eine Tätigkeitsvergütung zu, die von Fall zu Fall von der Gesellschafterversammlung mit zwei Drittel aller vorhandenen Stimmen festgelegt wird. Diese Tätigkeitsvergütungen stellen im Verhältnis der Gesellschafter zueinander Aufwand dar.

3.
Herrn Dr. Hubert W wird das gesellschaftsvertragliche Sonderrecht eingeräumt, bis zum 65. Lebensjahr als einzelvertretungsberechtigter Geschäftsführer der Clean Verwaltungs GmbH tätig zu sein. Die Geschäftsführervergütung ist in dem Anstellungsvertrag geregelt. Die Abberufung von Herrn Dr. Hubert W kann nur aus wichtigem Grund erfolgen.

§ 10 Gesellschafterversammlung
1.
Beschlüsse der Gesellschafter, die nach diesem Vertrag oder dem Gesetz erforderlich sind, werden in Gesellschafterversammlungen gefasst. Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten sieben Monaten eines jeden Geschäftsjahres statt. Sie ist in folgenden Fällen zuständig:

a)
Genehmigung des von der Geschäftsführung vorgelegten Jahresabschlusses;

b)
Beschlussfassung über die Zuführung von Teilen des Jahresgewinnes in das Rücklagenkonto (§ 6 Abs. 4) und deren Höhe;

c)
Bestellung und Entlastung von Geschäftsführern;

d)
Wahl und Bestellung der Person, die den Abschluss erstellt bzw. prüft;

e)
Zustimmung wegen Befreiung vom Wettbewerbsverbot und

f)
Auflösung von mehr als der Hälfte der Rücklagen.

In den Fällen a) bis f) ist die Zustimmung von zwei Drittel aller insgesamt vorhandenen Stimmen erforderlich,

g)
In allen Fällen, in denen ein Drittel der insgesamt vorhandenen Gesellschafterstimmen als weiteren Gegenstand der Gesellschafterversammlung unverzüglich nach Eingang der Einladung benennen.

2.
Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung findet statt, wenn das Wohl und Interesse der Gesellschaft es erforderlich erscheinen lassen und ein Drittel der insgesamt vorhandenen Gesellschafterstimmen dies beantragt.

3.
Beschlüsse können auch außerhalb von Gesellschafterversammlungen gefasst werden, wenn sämtliche Gesellschafter mit der schriftlichen Abgabe der Stimmen einverstanden sind. Die Schriftform wird auch durch elektronische Datenübermittlung gewahrt.

§ 11 Einberufung der Gesellschafterversammlung und Beschlussfassung

1.
Die Gesellschafterversammlung wird von den Geschäftsführern der Komplementär-GmbH durch eingeschriebenen Brief an die Gesellschafter einberufen. Zwischen der Absendung des Briefes und dem Tag der Versammlung müssen mindestens vier Wochen liegen. Bei der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Der Einberufung zur ordentlichen Gesellschafterversammlung ist der Jahresabschluss beizu​fügen. Jedem Gesellschafter steht das Recht zu, für den Fall der Abwesenheit eine gemäß Nr. 4 zur Vertretung berechtigte Person zu benennen, die bei Abwesenheit des Gesellschafters zur Gesellschafterversammlung einzuladen ist.

2.
Der Vorsitzende der Versammlung wird vor Eintritt in die Tagesordnung gewählt. Solange Herr Dr. Siegfried W als Gesellschafter der Gesellschaft angehört, übernimmt dieser den Vorsitz in der Versammlung.

3.
Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß geladen und in der Versammlung mindestens 50% des Kommanditkapitals vertreten sind. Ist die Versammlung bei Eröffnung danach beschlussunfähig, so ist eine neue Gesellschafterversammlung mit derselben Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen einzuberufen, die alsdann ohne Rücksicht auf Satz 1 beschlussfähig ist. Auf diese Folge ist in der erneuten Einladung hinzuweisen.

4.
Die Gesellschafter können sich in der Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesellschafter oder einen Angehörigen der rechts- oder steuerberatenden sowie wirtschaftsprüfenden Berufe vertreten lassen. Der Gesellschafter, der sich im vor​stehenden Sinne vertreten lassen will, hat diese Absicht spätestens bis zum Ablauf des 15. Tages vor der Gesellschafterversammlung der einberufenden Stelle mitzuteilen, es sei denn, dass die Verhinderung auf Krankheit beruht.

5.
Je 10 000 € Kommanditeinlage gewähren eine Stimme.

6.
Zur Wirksamkeit der Beschlüsse ist im allgemeinen eine einfache Mehrheit genügend, sofern das Gesetz oder dieser Vertrag nicht zwingend eine höhere Mehrheit vorschreiben. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen.

7.
Die Gesellschafterversammlung kann auf die Einhaltung sämtlicher Frist-, Form- und Ladungsvorschriften für eine ordnungsgemäße Einberufung verzichten, wenn alle Gesellschafter damit einverstanden sind oder in der Versammlung anwesend oder vertreten sind.

8.
Solange die Firma Clean GmbH & Co. KG alleinige Gesellschafterin der Firma Clean Verwaltungs GmbH ist, sind die Kommanditisten im Verhältnis ihrer Beteiligung berechtigt, das Stimmrecht in der Gesellschafterversammlung der Clean Verwaltungs GmbH auszuüben, soweit die Geschäftsführer an der Ausübung des Stimmrechts gehindert sind.

§ 12 Protokolle über die Beschlüsse
1.
Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung, gleichviel, ob sie in förmlicher Versammlung oder im Umlaufverfahren gefasst worden sind, ist eine Niederschrift anzufertigen und von dem Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung bzw. – im Falle des Umlaufverfahrens – der Geschäftsführung der Komplementär-GmbH zu unterzeichnen.

2.
Die Niederschrift ist den Gesellschaftern schriftlich zuzustellen. Die Belege über die rechtzeitige Einladung der förmlichen Gesellschafterversammlung sind in geeigneter Weise aufzubewahren.

§ 13 Anfechtung von Beschlüssen
1.
Beschlüsse der Gesellschafterversammlung sind aus den gleichen Gründen nichtig, aus denen sie nichtig oder anfechtbar wären, wenn es sich um eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung handeln würde.

2.
Die Anfechtung von Beschlüssen ist nur innerhalb von zwei Monaten nach Beschlussfassung oder, wenn der betroffene Gesellschafter an der Abstimmung nicht teilgenommen hat, ab Absendung des Beschlusses an die zuletzt von ihm ange​ge​bene Adresse zulässig.

§ 14 Rechnungswesen, Jahresabschluss
1.
Die geschäftsführenden Gesellschafter haben innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres den Jahresabschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr aufzustellen.

2.
Der Jahresabschluss ist nach den handelsrechtlichen Vorschriften zu erstellen. Ge​gebenenfalls ist zusätzlich eine Steuerbilanz zu fertigen.

§ 15 Gewinnermittlung und -verteilung

1.
Der Gewinn ergibt sich nach Berücksichtigung der Posten, die im Verhältnis der Gesellschafter zueinander betriebswirtschaftlichen Aufwand oder Ertrag darstellen. Es handelt sich dabei um folgende Aufwendungen bzw. Erträge:

a)
Zinsen auf Guthaben/Schulden auf Kapitalkonten I und II und auf Kapitalverlustkonten;

b)
Risikoprämie für die Komplementär-GmbH; die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für ihre persönliche Haftung eine Vergütung von 4% ihres Stammkapitals;

c)
sämtliche Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer sowie sonstiger angestellter Geschäftsführer;

d)
etwaige Pensions- und/oder Ruhegehaltsbezüge von Gesellschafter-Geschäfts​führern, Geschäftsführern und deren Hinterbliebenen;

e)
Zuführungen zu Rückstellungen für Pensions- und/oder Ruhegehaltszusagen.


2.
Für jedes Geschäftsjahr ist eine Kapitalrücklage von mindestens 10% des Jahresüberschusses zu bilden. Darüber hinaus gehende Rücklagen bedürfen der Zustimmung von zwei Drittel der insgesamt vorhandenen Gesellschafterstimmen.


3.
Der nach Abs. 1 und 2 verbleibende Überschuss oder Verlust wird im Verhältnis der festen Kapitalkonten gemäß § 6 Abs. 1 auf die Gesellschafter verteilt. Die persönlich haftende Gesellschafterin nimmt am Gewinn und Verlust der Gesellschaft nicht teil.


4.
Der verbleibende Überschuss oder Verlust gemäß Abs. 3 wird wie folgt verbucht:

a)
Verluste werden den Verlustvortragskonten gemäß § 6 Abs. 3 zugeschrieben;

b)
Gewinnanteile werden dem Privatkonto gemäß § 6 Abs. 3 zugeschrieben, sofern nicht Verlustvortragskonten gemäß § 6 Abs. 2 auszugleichen sind.

§ 16 Einlagen und Entnahmen
1.
Einlagen zum Ausgleich von Verlustvortragskonten oder Kapitalkonten mit negativem Saldo sind jederzeit auch ohne Zustimmung der übrigen Gesellschafter zulässig.

2.
Einlagen sind auf Kapitalkonto II zu verbuchen, sofern nicht Verlustvortragskonten ausgeglichen werden sollen.

3.
Einlagen dürfen nicht zu einer Änderung der Stimmrechte oder der Gewinnverteilung führen.

4.
Im Falle einer Kapitalerhöhung, die nicht aus der Umwandlung von Rücklagen erfolgt, können die Gesellschafter ihre Beiträge nach freier Wahl durch die Einlage oder Umbuchung von Guthaben von dem Kapitalkonto II erbringen.

5.
Tätigkeitsvergütungen einschließlich Tantiemen und Zinsen für die Kapitalkonten der Gesellschafter sowie sonstige Vergütungen an Gesellschafter können frei entnommen werden.

6.
Entsprechendes gilt für Steuern, die mit der Gesellschafterstellung bei dieser Gesellschaft im Zusammenhang stehen. Die zusätzliche Steuerbelastung, die dem Gesellschafter aufgrund der Progressionswirkung der Beteiligung an der Gesellschaft bei seinen sonstigen Einkünften entsteht, darf ebenfalls frei entnommen werden.

7.
Eine Entnahme von Guthaben von dem Kapitalkonto II eines beschränkt haftenden Gesellschafters ist unzulässig, wenn die Summe aller Kapitalkonten dieses Kommanditisten (Festkapital-, Darlehens-, Verlustvortrags-, Kapitalkonto II und anteiliges Rücklagenkonto) negativ ist und sich dieses negative Kapitalkonto durch die Entnahmen erhöht oder ein solches negatives Kapitalkonto durch die Entnahmen entsteht.

8.
Im übrigen entscheidet die Gesellschafterversammlung über sonstige Entnahmen mit einer Mehrheit von zwei Drittel der insgesamt vorhandenen Gesellschafterstimmen.

§ 17 Abbedingung von Auflösungsgründen

In den Fällen, in denen das Gesetz für den Eintritt gewisser Ereignisse die Auflösung vorsieht, soll diese nicht eintreten. Vielmehr scheidet der Gesellschafter, in dessen Person das Ereignis eingetreten ist oder der dieses veranlasst hat, aus der Gesellschaft aus. Die Gesellschaft setzt sich alsdann mit den übrigen Gesellschaftern unter dem bisherigen Firmennamen fort.

§ 18 Ausscheiden eines Gesellschafters
1.
Ein Gesellschafter scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn

a)
er das Gesellschaftsverhältnis kündigt (§ 4);

b)
über sein Vermögen das gerichtliche Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird;

c)
in seinen Gesellschaftsanteil eine Pfändung ausgebracht und die Aufhebung der Pfändung des Gesellschafters nicht innerhalb von sechs Monaten seit deren Wirksamwerden nachgewiesen ist;

d)
ein Gesellschafter seine Verpflichtungen aus diesem Vertrag nachhaltig verletzt.

2.
In den vorbezeichneten Fällen a–c) scheidet der Gesellschafter mit Eintritt dieses Ereignisses aus der Gesellschaft ganz oder teilweise aus, ohne dass es eines weiteren Beschlusses der Gesellschafterversammlung der Gesellschaft bedarf.

Im Falle Abs. 1 Buchstabe d) beschließen die verbleibenden Gesellschafter den Ausschluss. Der betroffene Gesellschafter hat dabei kein Stimmrecht und scheidet mit Wirksamwerden des Beschlusses aus der Gesellschaft aus.

§ 19 Tod eines Kommanditisten

Durch den Tod eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern mit dessen Erben oder Vermächtnisnehmern fortgesetzt, sofern es sich hierbei um Mit​gesellschafter oder leibliche Abkömmlinge des Verstorbenen handelt oder der Ge​sellschaftsanteil des Verstorbenen innerhalb eines Jahres auf nachfolgeberechtigte Gesellschafter übertragen wird. Anderenfalls wird die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Im Falle des Todes des letzten Kommanditisten wird die Gesellschaft in jedem Falle mit seinen Erben fortgeführt.

Jeder Gesellschafter kann letztwillig auch seinem Ehegatten den Nießbrauch an der Gesellschaftsbeteiligung zuwenden mit dem Recht zur Stimmrechtsausübung in der Gesellschafterversammlung.

§ 20 Verfügungen über Gesellschaftsanteile
1.
Jeder Gesellschafter kann seinen Geschäftsanteil ganz oder teilweise auf andere Gesellschafter oder Abkömmlinge übertragen. Für Übertragungen auf andere Personen ist ein Einwilligungsbeschluss der Gesellschafter erforderlich, der mehr als 75% aller nach dem Gesellschaftsvertrag vorhandenen Stimmen bedarf.

2.
Zur Verpfändung oder Belastung oder zur Einräumung einer Unterbeteiligung an einem Gesellschaftsanteil und zur Verfügung über Rechte und Ansprüche aus dem Gesellschaftsverhältnis zu Gunsten anderer als in Abs. 1 genannter Personen bedarf ein Gesellschafter gleichfalls eines Einwilligungsbeschlusses der Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 75% der insgesamt vorhandenen Stimmen.

§ 21 Güterstandsvereinbarung

1.
Gesellschafter, die natürliche Personen sind, verpflichten sich, unverzüglich Gütertrennung zu vereinbaren oder zu vereinbaren, dass die Beteiligung an dieser Gesellschaft bei der Berechnung eines etwaigen Zugewinnes außer Ansatz bleibt und auch aus dem Pflichtteilsrecht des Ehegatten ausscheidet.

2. Ein Verstoß gegen diese Bestimmung gilt als wichtiger Grund i. S. v. § 18 dieses Verrtages.

§ 22 Abfindung
1.
Wenn ein Gesellschafter gem. § 18 ausscheidet, erhält er eine Abfindung; die Abfindung ist den Erben zu vergüten, wenn der Gesellschafter von Todes wegen ausscheidet, ohne dass der Anteil gem. § 19 auf nachfolgeberechtigte Personen übergeht.

2.
Als Abfindungsguthaben erhält der ausgeschiedene Gesellschafter einen seiner Be​teiligung an der Gesellschaft entsprechenden Anteil am Unternehmenswert unter Abzug eines Abschlags von 20%. Der Unternehmenswert ist nach dem von der Finanzverwaltung angewandten vereinfachten Ertragswertverfahren gem. §§ 200 ff. BewG durch den im Zeitpunkt des Ausscheidens des Gesellschafters für die Ge​sellschaft tätigen Steuerberater als Schiedsgutachter gem. § 317 BGB zu er​mit​teln.

3.
Sofern die Gesellschaft von einem Gläubiger des Gesellschafters gekündigt oder der Gesellschafter aus wichtigem Grund ausgeschlossen wurde, beträgt der vom Unternehmenswert abzuziehende Abschlag nicht 20%, sondern 40%, so dass nur 60% des anteiligen Unternehmenswertes vergütet werden.

4.
Das Abfindungsguthaben ist in drei gleichen, unmittelbar aufeinander folgenden Jahresraten auszuzahlen. Die erste Rate ist ein Jahr nach dem Ausscheidungsstichtag zur Zahlung fällig. Ab dem Ausscheidungsstichtag ist das jeweilige Abfindungsguthaben mit jährlich 3% – drei vom Hundert – zu verzinsen. Die Zinsen sind jeweils mit den Jahresraten zu entrichten.

5.
Vorzeitige Zahlung der Abfindung ist jederzeit zulässig. Sicherheitsleistung kann für das Abfindungsguthaben nicht gefordert werden.

§ 23 Wettbewerbsverbot
Jedem Gesellschafter ist es untersagt, während seiner Zugehörigkeit zur Gesellschaft der Gesellschaft mittelbar oder unmittelbar, gelegentlich oder gewerbsmäßig, unter eigenem oder unter fremdem Namen, für eigene oder fremde Rechnung, im Geschäftszweig der Gesellschaft Konkurrenz zu machen. Dies gilt auch für solche Geschäftszweige, in denen die Gesellschaft beim Abschluss dieses Vertrages noch nicht tätig war.

Über eine Befreiung vom Wettbewerbsverbot entscheidet die Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 75% der abgegebenen Stimmen.

§ 24 Informationsrecht
Für das Auskunfts- und Einsichtsrecht eines Gesellschafters gilt § 51 a GmbHG in entsprechender Anwendung. Es kann nur persönlich ausgeübt werden. Eine Vertretung ist nicht zulässig. Jedoch kann der Gesellschafter auf eigene Kosten die Zuziehung eines Rechtsanwalts, Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers verlangen.

Das Einsichtsrecht erstreckt sich auf die Bücher und Schriften. Der Gegenstand der Einsichtnahme muss hinreichend bekannt gemacht werden.

Von diesem Recht soll höchstens alle drei Monate Gebrauch gemacht werden und es muss vier Wochen vorher angemeldet werden.

Die durch die Ausübung des Auskunfts- und Einsichtsrechtes dem Gesellschafter entstehenden Kosten hat dieser selbst zu tragen.

§ 25 Teilnichtigkeit

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages nichtig, anfechtbar oder unwirksam sein, so soll die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt werden. Die angreifbare Bestimmung ist vielmehr durch eine wirksame zu ersetzen und/oder so auszulegen, dass der mit ihr erstrebte wirtschaftliche und/oder ideelle Zweck nach Möglichkeit erreicht wird.
















